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Binnenstruktur der Langzeitarbeitslosigkeit älterer Männer und 
Frauen 

Dieter Bogai, Doris Hess, Helmut Schröder, Menno Smid, Bonn* 

Die Langzeitarbeitslosigkeit ist in Westdeutschland in den letzten Jahren zunehmend ein Problem der Älteren geworden, für 
die Arbeitslosigkeit zum überwiegenden Teil die Beendigung des Erwerbslebens bedeutet. Dieser Befund war Anlaß für eine 
Sonderuntersuchung, die zum einen nähere Informationen u.a. über den erwerbsbiographischen Hintergrund von 
Langzeitarbeitslosen im Alter von 45 Jahren und älter liefern sollte. Zum anderen sollten anhand eines differenzierten 
Strukturbildes geeignete Maßnahmenempfehlungen für eine Wiederbeschäftigung von älteren Langzeitarbeitslosen oder eine 
reibungslosere Ausgliederung in Rente gewonnen werden. 
In den Befragungsergebnissen zeigt sich, daß es sehr verschiedene Wege in die Langzeitarbeitslosigkeit gibt. Sowohl 
Erwerbspersonen mit stabiler Erwerbskarriere als auch solche mit diskontinuierlichen Verläufen, mit häufigen Erwerbsphasen 
und Phasen der Nichterwerbstätigkeit, konnten identifiziert werden. Für zwei Drittel der älteren Langzeitarbeitslosen war die 
momentane Arbeitslosigkeit ihre erste; somit kann die These instabiler Erwerbsverläufe als Entstehungsursache für 
Langzeitarbeitslosigkeit für den überwiegenden Teil der Gruppe nicht bestätigt werden. 
Anhand einer Analyse der mit der Arbeitslosigkeitsmeldung verbundenen Motive können vier Teilgruppen unterschieden 
werden. Fast die Hälfte (43%) hat eine klare Orientierung auf Wiederbeschäftigung, während ein Viertel (26%) in der 
Arbeitslosigkeit als Vorstufe zum vorgezogenen Ruhestand verharrt. Für eine Gruppe von 13% der Befragten mit vergleichsweise 
geringer Qualifikation, unzureichender finanzieller Absicherung und überdurchschnittlichen gesundheitlichen Einschränkungen 
ist die Arbeitslosigkeitsmeldung auf Vorschriften zur Gewährung von Sozialhilfe zurückzuführen. Die restlichen 19% haben 
weder eine klare Perspektive auf den Arbeitsmarkt noch auf einen Renteneintritt. Bei ihnen sind eher eine stärkere 
Familienorientierung und relativ gute finanzielle Absicherung auffällig. Bei den Frauen in dieser Gruppe sind rentenrechtli-
che Regelungen für die Anerkennung von Beschäftigungsausfallzeiten bedeutsam. 
Insgesamt zeigt die Strukturanalyse älterer Langzeitarbeitsloser, daß der Großteil von ihnen –  abgesehen von gesundheitli-
chen Problemen –  weder gravierende berufliche Qualifikationsmängel noch starke außerfachliche Qualifikationsdefizite auf-
weist. Für die Genese der Älteren als Problemgruppe des Arbeitsmarktes müssen neben den Wirkungen von Selektionsprozessen 
der lang anhaltenden Unterbeschäftigung auch personalpolitische Maßnahmen zur Verjüngung von Belegschaften berück-
sichtigt werden. Von daher sollten gezielte PR-Arbeit gegen altersselektive Vorurteile gegenüber älteren Arbeitslosen, inten-
sivere Betriebskontakte der Arbeitsvermittlung und vor allem Lohnkostenzuschüsse zur Wiedereingliederung in Beschäftigung 
frühzeitig nach kurzer Arbeitslosigkeitsdauer eingesetzt werden. Darüber hinaus sind als längerfristige Strategien grundle-
gende Maßnahmen gegen die vorherrschende altersdiskriminierende Personal-, Arbeitsmarkt- und Gesellschaftspolitik zu er-
greifen. Die Anhebung der Erwerbsquoten von älteren Erwerbspersonen ist auch von herausragender Bedeutung für die 
Sicherung der Rentenfinanzen. Angesichts der auch mittelfristig drohenden Unterbeschäftigung kommen hierfür vorrangig 
Maßnahmen zur Attraktivitätserhöhung von Teilzeitarbeit in Frage. Dieses Instrument erscheint auch hilfreich, um die ge-
sundheitlichen Belastungen bestimmter beruflicher Tätigkeiten zu verringern und einen Wiedereinstieg der betroffenen Personen 
in das Erwerbsleben zu ermöglichen. 
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l Problemstellung und Design der Studie 

1.1 Persistenz der Arbeitslosigkeit 
2,3 Mio. Arbeitslose im Jahre 1993 und eine Arbeitslosenquote 
von 8,2 Prozent –  das war Ende der sechziger Jahre noch un-
vorstellbar. Bei der Verabschiedung des „Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft“ 
(Stabilitätsgesetz) im Jahre 1967 und des Arbeitsförde-
rungsgesetzes (AFG) 1969 gingen die Gesetzesväter noch von 
Zielgrößen von 0,5 bis max. l Prozent Arbeitslosigkeit aus. 
Mit Ausnahme der Jahre 1967-68, in denen die Arbeitslosigkeit 
auf eine Größenordnung von knapp über 2 Prozent anstieg, 
zeichnete sich der Arbeitsmarkt der sechziger Jahre durch 
eine hohe Erwerbsstabilität mit Arbeitslosenquoten deutlich 
unter l Prozent aus. 

In dem Zeitraum danach beschreibt die Entwicklung der 
Arbeitslosenquoten einen treppenförmigen Verlauf (Abb. 1). 
Nach einem krisenhaften Anstieg der Arbeitslosigkeit Mitte 
der 70er Jahre und Anfang der 80er Jahre konnte in den fol-
genden Phasen verbesserter gesamtwirtschaftlicher Be-
dingungen die Arbeitslosigkeit nicht nachhaltig abgebaut wer-
den. Obwohl die Zugänge in Arbeitslosigkeit in der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre und ab 1983 jeweils deutlich absanken, 
blieb der Arbeitslosenbestand vergleichsweise hoch. Ein Teil 
der Arbeitslosen verharrte auch nach einer gewissen Ent- 
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Spannung weiterhin in Arbeitslosigkeit. So traf die Rezession 
Anfang der 80er Jahre auf einen verbleibenden Sockel von rd. 
890 Tsd. Arbeitslosen; 1992 sogar auf einen Sockel von 1,8 
Mio. Arbeitslosen. 

 

Die Betrachtung der Arbeitslosenquoten verführt zu dem 
Fehlschluß, daß Arbeitslosigkeit ein statischer Bestand sei. 
Tatsächlich vollziehen sich jedoch erhebliche Bewegungen 
auf dem Arbeitsmarkt. Bei einem Arbeitslosenbestand von 2,3 
Mio. im Jahresdurchschnitt gab es 1993 im Westen der 

1 Vgl. Rudolph 1992. S. 155ff bestätigt dies in einem Vergleich für die Jahre 
1983, 1989 und 1990. 

2 In der Graphik sind zwei Kurven der Langzeitarbeitslosigkeit ausgewiesen. 
Bis 1985 wurde die Dauer der Arbeitslosigkeit nach einer 13-Wochen- 
Regelung berechnet. Unterbrechungen bis zu 13 Wochen –  bedingt durch 
Krankheit oder kurzzeitige Beschäftigung –  wurden aus der Arbeitslosigkeit 
herausgerechnet, führten aber nicht automatisch zu einem Neubeginn der 
Arbeitslosigkeit. Seit 1985 wird die Arbeitslosigkeit bei Unterbrechungen 
über sechs Wochen ausgesetzt. Bei Rückkehr in die Arbeitlosigkeit beginnt 
eine neue Arbeitslosigkeitsperiode. „Die Umstellung senkte den Anteil der 
Langzeitarbeitslosen 1984 um 4 Prozent-Punkte bzw. 80.000 Personen“ 
(Rudolph a.a.O. 1992. S. 160). 

3 Der Rückgang der durchschnittlichen Dauer der Arbeitslosigkeit basiert al-
lerdings z.T. auf einem Artefakt. Die Verwaltung der Arbeitslosenkartei auf 
modernen EDV-Anlagen erlaubt es, auch kurzfristige Unterbrechungen der 
Arbeitslosigkeit schneller und vollständiger zu erfassen. Selbst vorüberge-
hende Abgänge aus Arbeitslosigkeit (z.B. Krankheit, Teilnahme an 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen) beenden eine Arbeitslosig-
keitsperiode. ohne daß eine berufliche Integration stattgefunden hat. 
Außerdem scheiden Arbeitslose ohne Leistungsbezug seit 1989 automa-
tisch aus der Arbeitslosigkeit aus. wenn sie sich nicht binnen drei Monaten 
von selbst bei der Arbeitsvermittlung melden. Bei der statistischen 
Aggregierung der Daten wirken sich diese Regelungen als Verkürzung der 
Arbeitslosigkeitsperioden aus: analog dazu nimmt der Anteil der Mehr-
facharbeitslosigkeit zu. Die statistisch ausgewiesene Langzeitarbeitslosigkeit 
unterschätzt daher eher den „wahren“ Wert (ANBA 5/1991, S: 757ff: Rudolph 
a.a.O. 1992, S. 160). 

4 Vgl. ANBA 5/1993, S. 901 ff; Rudolph a.a.O. 1992, S. 170. Diese 
Konzentration auf Problemgruppen hat sich in 1993 noch weiter verstärkt: 
vgl. dazu Rudolph, Helmut und Heinz Gommlich: Arbeitslosigkeit konzen-
triert sich immer mehr auf Problemgruppen. Aktuelle Ergebnisse für die allen 
Bundesländer 1992. IAB Kurzbericht 6/1993: vgl. auch 
Autorengemeinschaft (Brinkmann,Ch., Blaschke D.und Rudolph.H.) 1988: 
Rudoph a.a.O., 1992. S. 164ff; Gramer, U., Karr. W. 1992, S. 189-206. 

5 Die Werte beziehen sich jeweils auf die ST4 im September; vgl. dazu auch 
Rudolph 1992, S. 165; ANBA 5/1993, S. 504. 

Bundesrepublik rund 4,5 Mio. Zugänge in Arbeitslosigkeit 
und gut 2 Mio. Arbeitsvermittlungen. Der Arbeitslosenbestand 
wird rund zweimal im Jahr „umgeschlagen“. 

Eine Modellrechnung des 1AB mit Bewegungsdaten für 1988 
zeigt, daß knapp die Hälfte der Arbeitslosen 1,8 Monate ar-
beitslos ist. Dieses schnell fluktuierende Segment macht des-
halb nur 12 Prozent des Arbeitslosigkeitsvolumens aus. 40 
Prozent der Arbeitslosen haben eine durchschnittliche 
Arbeitslosigkeit von 7,3 Monaten; dieses Segment umfaßt 
knapp 45 Prozent des Bestandes. Die restlichen 10 Prozent 
der Arbeitslosen weisen eine durchschnittliche Arbeits-
losigkeit von über 28 Monaten auf. Aufgrund dieser langen 
Dauer machen sie 43 Prozent des Arbeitslosigkeitsvolumens 
aus.1 

Das dritte, „träge“ Segment der langandauernden Arbeits-
losigkeit hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten jeweils in 
den Folgeperioden der beiden Rezessionen auf einem hohen 
Niveau eingependelt (vgl. Abb. l )2. Anfang der siebziger Jahre 
belief sich der Anteil der Arbeitslosen im Bestand, die länger 
als ein Jahr arbeitslos gemeldet waren, zwischen 5 und 9 
Prozent und schnellte dann 1976 auf rund 18 Prozent hoch. 
Zwischen 1983 und 1985 war ein weiteres Anwachsen auf 
über 30 Prozent zu verzeichnen. Erst seit 1989 ist die Tendenz 
leicht rückläufig gewesen.3 In Folge der jüngsten Rezession 
ist allerdings mit einem deutlichen Wiederanstieg des Anteils 
der Langzeitarbeitslosen zu rechnen. 

1.2 Die Problemgruppe der älteren Langzeitarbeitslosen 
Langfristige Strukturveränderungen, Auswahl- und Ver-
drängungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt konzentrieren die 
Marktrisiken zunehmend auf bestimmte Personengruppen. 
Besondere Problemgruppen sind insbesondere Arbeitslose 
im fortgeschrittenen Alter, gesundheitlich Beeinträchtigte und 
Arbeitslose mit unzureichender beruflicher Qualifikation.4 

Im Rahmen des Forschungsprojektes, das hier vorgestellt wird, 
gilt den Älteren das besondere Augenmerk. 

In den achtziger Jahren konzentrierte sich die Langzeit-
arbeitslosigkeit zunehmend auf die Gruppe der Älteren. 1984 
entfielen 42,3 Prozent des Bestandes an Langzeitarbeitslosen 
auf die Altersgruppe ab 45 Jahren; 1988 waren es bereits 53,3 
Prozent und 1992 waren zwei Drittel der rund 474 Tsd. 
Langzeitarbeitslosen im Bestand über 45 Jahre alt.5 Diese 
Konzentration des Arbeitslosigkeitsvolumens auf die Gruppe 
der älteren Arbeitnehmer in einer Phase der Prosperität war 
für das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
Anlaß, eine Sonderuntersuchung zur „Binnenstruktur“ bei 
Langzeitarbeitslosen ab Mitte 40 durchführen zu lassen. Mit 
der Durchführung der Studie war die infas-Sozialforschung 
beauftragt. 

Unter sozialpraktischen Gesichtspunkten sollte die Studie über 
sozio-ökonomische und biographische Merkmale informie-
ren, die routinemäßig in den Unterlagen der Arbeitsämter nicht 
erfaßt werden. Die Ergebnisse sollten Hinweise für Rein-
tegrationsbemühungen der Bundesanstalt für Arbeit geben. 
Darüber hinaus sollte die Studie aber auch der Frage nachge-
hen, ob ein Teil der älteren Langzeitarbeitslosen mit mehr oder 
weniger definitiver Ruhestandsperspektive in der Arbeits-
losigkeit verharrt („Wartezeitenarbeitslosigkeit“) und bei wel-
chem Typus von Langzeitarbeitslosen die Ausgliederung aus 
dem Arbeitsmarkt angeraten scheint. 

Die Studie bewegt sich in gewisser Weise in der Tradition so-
ziologischer Arbeitslosenstudien, die in den vergangenen zwei 
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Jahrzehnten durchgeführt wurden.6 In mancher Hinsicht löst 
sie sich allerdings von den traditionellen Konzepten und 
schlägt eine Brücke zu mikroökonomischen Ansätzen. 

Die Persistenz langfristiger Arbeitslosigkeit in der 
Hochkonjunkturphase mit hoher Arbeitskräftenachfrage ist 
sowohl wirtschaftstheoretisch als auch wirtschaftspolitisch er-
klärungsbedürftig. Die Diskussion über die Ursachen wird 
kontrovers geführt.7 Der Realitätsgehalt dieser Thesen wird 
häufig anhand von Aggregatdaten der Statistik überprüft. Diese 
Daten geben jedoch keine Informationen über Individual-
merkmale und die individuelle Erwerbsgeschichte der 
Arbeitslosen. 

Um die Grenzen der verfügbaren Aggregatdaten zu überwin-
den, hat sich deshalb die empirische Arbeitslosenforschung 
in der vergangenen Dekade zunehmend der Erhebung und 
Analyse mikroökonomischer Daten zugewandt. Die IAB-
Studie über die „Binnenstruktur der Langzeitarbeitslosigkeit 
älterer Frauen und Männer“ folgt diesem Verständnis. Trotz 
ihrer primär sozialpraktischen Zielsetzung bewegen sich die 
zugrundeliegenden Hypothesen und die Operationalisierung 
des umfänglichen Fragenprogramms in der Tradition der mi-
kroökonomischen und mikrosoziologischen Arbeitslosen-
forschungen, ohne allerdings den Anspruch einer theorie-
testenden Studie zu erheben, die Langzeitarbeitslosigkeit 
erklären soll. Der vorliegende Beitrag stellt das Design 
der Untersuchung, einige ausgewählte Ergebnisse und 
auszugsweise auch Empfehlungen an die Arbeitsmarktpolitik 
dar.8 

2 Design und Methodik der Studie 

2.1 Der biographische Ansatz 
Die Studie ist als kombinierte Querschnitt- und retrospektive 
Längsschnittuntersuchung angelegt. Im Querschnittsteil wer-
den Angaben über den derzeitigen Status, die sozio-ökono-
mische Lage, das Marktverhalten und die Bewertung der 
Arbeitsmarktpolitik erfragt. Prospektiv gewandt sind Fragen 
hinsichtlich der Übergangspläne und – Perspektiven. 

Retrospektiv erhoben wird dagegen die Erwerbsgeschichte. 
Mikroökonomische Analysen deuten darauf hin, daß die 
Berufsbiographie und Arbeitsmarktvergangenheit einen nach-
haltigen Einfluß auf die Dauer der Arbeitslosigkeit sowie auf 

Erwerbsqualität und – Stabilität nach gelungener Wieder-
eingliederung hat.9 Dieser Einfluß ist mittels Querschnittsdaten 
nur unzureichend zu ermitteln. Gefordert sind deshalb Daten, 
die Arbeitslosigkeit in die individuelle Erwerbsgeschichte ein-
betten und eine dynamische Analyse ermöglichen.10 Idealer-
weise geschieht dies durch die vollständige Erfassung aller 
Erwerbs-, Arbeitslosigkeits- und Nichterwerbsphasen. Im 
Sinne einer retrospektiven one-shot-study erfaßt die Unter-
suchung deshalb die gesamte Erwerbsbiographie der befrag-
ten Langzeitarbeitslosen als retrospektive Zeitreihe.11 Die 
Erwerbsbiographie wird chronologisch erfragt. Erfaßt werden 
sämtliche Phasen des Betriebswechsels, der Arbeitslosigkeit 
und alle Phasen der Nichterwerbstätigkeit, wie Umschulung, 
Krankheit, Kindererziehung usw. bis hin zum Übergang in 
das Rentensystem. 

Aufgrund genauer Zeitangaben (nach Monat und Jahr) kann 
eine chronologische Sortierung der Spells vorgenommen und 
können die individuellen Karrieren auf einer Zeitachse abge-
tragen werden. Diese Rekonstruktion erlaubt es, die Er-
werbsbiographie hinsichtlich Stabilität bzw. Instabilität (z.B. 
Mehrfacharbeitslosigkeit, Unterbrechungen der Erwerbs-
tätigkeit usw.) zu charakterisieren und die Übergangswahr-
scheinlichkeiten (Hazardrate) zwischen den Phasen der 
Erwerbstätigkeit, der Arbeitslosigkeit und der Nicht-Er-
werbstätigkeit zu unterschiedlichen Zeitpunkten im Lebens-
alter bzw. in einer bestimmten historischen oder volkswirt-
schaftlichen Konstellation zu untersuchen. 

Für die Abbildung von Mobilitätsprozessen bietet sich die 
retrospektive Längsschnitterhebung geradezu an. Keine an-
dere Zielgruppe ist so unmittelbar mit der eigenen 
Berufsbiographie konfrontiert wie arbeitslose Männer und 
Frauen. Die Ereignisse im Berufsverlauf sind von besonde-
rer persönlicher und sozialer Bedeutung. Sie haften deshalb 
im Langzeitgedächtnis und lassen sich mittels eines stan-
dardisierten Erhebungsinstruments „quasi objektiv“ rekon-
struieren. Kritiker der retrospektiven Längsschnitterhebung 
übersehen oft, daß auch in Querschnittsbefragungen Fragen 
mit retrospektivem Charakter erhoben werden. Wird bei-
spielsweise nach der Häufigkeit und Dauer von Arbeits-
losigkeit in den vergangenen zehn Jahren gefragt, so wird da-
bei als selbstverständlich vorausgesetzt, daß Befragte sich 
richtig erinnern und überdies in der Lage sind, mehrere 
Einzelereignisse zu einem aggregierten Wert zusammenzu-
fassen. 

2.2 Stichprobe und Durchführung der Arbeitslosenbefragung 

Die Langzeitarbeitslosigkeit war beherrschendes Thema der 
arbeitsmarktpolitischen Diskussion in den achtziger Jahren; 
als deren Folge wurden neue Instrumente im Rahmen des 
Bundesprogramms „Aktion Beschäftigungshilfen für Lang-
zeitarbeitlose“ geschaffen. Gleichzeitig wurde deutlich, daß 
die Aussagefähigkeit der Geschäftsstatistik der Bundesanstalt 
für Arbeit und vorliegender Befragungen an Grenzen stößt, 
wenn man den besonderen Vermittlungshemmnissen und ar-
beitsmarktlichen Risikofaktoren älterer Personengruppen 
nachgeht. Anders als die bisherigen repräsentativen Mehr-
themenbefragungen bei allen Arbeitslosen sollte sich diese 
Untersuchung auf die speziellen Aspekte der Langzeitarbeits-
losigkeit von Älteren konzentrieren. Um für diese Personen-
gruppe hinreichend abgesicherte Aussagen treffen zu kön-
nen, wurde eine spezifische und –  damit im Verhältnis zu al-
len Arbeitslosen –  selektive Stichprobe mittels persönlicher 
Interviews befragt. 
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Empirische Basis der Studie ist eine persönliche Befragung 
bei älteren Langzeitarbeitslosen 
- im Alter zwischen 45 und 65 Jahren12 
- in den alten Bundesländern13 
- die zum Zeitpunkt der Stichprobenziehung im August 1992 

länger als ein Jahr beim Arbeitsamt als arbeitslos registriert 
waren und 

- nicht den Übergangsstatus nach § 105c AFG hatten14. 

Die Auswahl der Befragten erfolgte in drei Stufen. Im ersten 
Schritt wurde eine geschichtete Zufallsstichprobe von 25 
Arbeitsamtsbezirken auf der Basis der Arbeitslosenstatistik 
gezogen. Schichtungsmerkmale waren der Anteil der 
Langzeitarbeitslosen, der Anteil der Älteren an den Lang-
zeitarbeitslosen, der Regionaltypus (analog dem der Bun-
desanstalt für Landeskunde und Raumordnung) und die 
Wirtschaftsstruktur der Amtsbezirke. 

Auf Basis vorgegebener Sollzahlen erfolgte dann im Juli und 
August 1993 eine nach Ämtern proportionale Auswahl aus 
dem Bestand der Arbeitslosen. Die Ausgangsstichprobe von 
9.998 Personen wurde vom IAB angeschrieben und um 
Einwilligung für die Offenbarung der Adressen gebeten. Aus 
einem Bestand von 5.749 Personen, die keinen Widerspruch 
einlegten, sollten insgesamt 2.000 Interviews realisiert wer-
den. Um eine möglichst hohe Ausschöpfung dieser Stichprobe 
zu erreichen, wurde in einem dritten Auswahlschritt deshalb 
eine Zufallsstichprobe von brutto 3.284 Adressen gezogen. 
Nach einem umfassenden Pretest fand die Haupterhebung zwi-
schen Mitte Oktober 1992 und Januar 1993 statt. Insgesamt 
wurden 2.029 Interviews durchgeführt. Davon waren l .987 
auswertbar. Das entspricht einer Stichprobenausschöpfung von 
63,4 Prozent. 

Zum Zeitpunkt der Erhebung verharrten noch l .605 Personen 
weiterhin in Arbeitslosigkeit; die hier dargestellten Ergebnisse 
basieren auf dieser Befragtengruppen. Der Vergleich zwischen 
der Grundgesamtheit, ermittelt durch die Strukturerhebung 
ST4 im September 1992, und der realisierten Stichprobe läßt 
Übereinstimmungen, aber auch einige Abweichungen erken-
nen (Übersicht 2). Während sich die Geschlechts- und 
Altersverteilungen nicht signifikant voneinander unterschei- 

 

 

den, weist die Stichprobe gegenüber der Grundgesamtheit ei-
nen deutlich geringeren Anteil gering Qualifizierter auf; wie 
bei allen Befragungen haben die bildungsfernen Personen ih-
re Mitwirkung an der Studie stärker verweigert als andere. 

Abweichungen sind auch bei den gesundheitlichen Ein-
schränkungen zu beobachten. Bei der Interpretation und 
Bewertung dieser Unterschiede ist allerdings Vorsicht gebo-
ten. In den Geschäftsunterlagen der BA werden gesundheit-
liche Einschränkungen als Vermittlungshemmnisse geführt; 
die Betroffenen werden bei ihren Angaben daher eher Vorsicht 
walten lassen. In der Befragung gestanden dagegen 67 Prozent 
gesundheitliche Beeinträchtigungen zu; bei 58 Prozent wir-
ken sie sich nach Einschätzung der Befragten so aus, daß es 
ihnen schwerfällt, dem Beruf nachzugehen. Den Unterschied 
von knapp 8 Prozent gegenüber der Grundgesamtheit beruht 
u.E. eher auf Unterschieden in der Verbindlichkeit der Frage-
stellung im Erhebungsinstrument gegenüber der BA-Fest-
stellung als auf einer Verzerrung der Stichprobe. 

2.3 Die Arbeitsvermittlerbefragung 
Ergänzend zu den standardisierten Interviews bei Lang-
zeitarbeitslosen wurden auch 70 Arbeitsvermittler und 
Arbeitsberater in sechs ausgewählten Arbeitsamtsbezirken be-
fragt. Ziel dieser leitfadengestützten Interviews war es, 
Einschätzungen und Bewertungen zur Langzeitarbeitslosigkeit 
Älterer einzuholen. Diese Arbeitsmarktexperten haben un-
mittelbaren Zugang zu den Problemen Älterer auf dem 
Arbeitsmarkt; durch ihre Vermittlungs- und Beratungstätigkeit 
erfahren sie die Stärken und Schwächen der verfügbaren Ein-
und Ausgliederungs-Instrumente. 

In rund einstündigen qualitativen Interviews wurden die 
Vermittler und Berater zu folgenden Dimensionen befragt: 
- Ursachen und Bestand der Langzeitarbeitslosigkeit; 
- Vermittlungshemmnisse auf Seiten der Unternehmen; 
- Einsatz und Bewertung der Instrumente nach AFG; 
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- Bewertung von empirisch ermittelten Typen von Lang 
zeitarbeitslosen; 

- Maßnahmen zur Verhütung von Langzeitarbeitslosigkeit bei 
Älteren, bzw. zur Integration in das Erwerbsleben resp. zur 
Ausgliederung in den vorzeitigen Ruhestand. 

Die Befunde dieser Teilbefragung sind im Rahmen des 
Endberichts niedergelegt und haben in diesem Beitrag ihren 
Niederschlag in den dargelegten Empfehlungen an die 
Arbeitsmarktpolitik gefunden. 

3 Ausgewählte Ergebnisse 

3.1 Die Bedeutung der Berufsbiographie für das Zugangsrisiko 
in Arbeitslosigkeit 
Die Fokussierung der besonderen Marktprobleme von älteren 
Langzeitarbeitslosen verstellt oft den Blick für die Normalität 
ihrer Erwerbsverläufe bis zum Eintritt in Erwerbslosigkeit. 
Diese zentrale Erkenntnis vermittelten die Auswertungen der 
Lebensläufe der Befragten. Im Rahmen des biographischen 
Ansatzes wurden die verschiedenen Stationen des Erwerbs-
verlaufs „ereignisorientiert“ erfaßt, d.h. die genaue Abfolge 
der verschiedenen Phasen einschließlich ihres jeweiligen 
Beginns und Endes erhoben. Diese retrospektiven Längs-
schnittdaten bildeten daher präzise die Dauer der jeweiligen 
Phasen, als auch die „Übergänge“ zwischen Erwerbstätigkeit, 
Arbeitslosigkeit und andere Formen der Nicht-Erwerbs-
tätigkeit im Erwerbsverlauf ab (vgl. dazu Übersicht 3).15 

Ein ganz zentraler und überraschender Befund der Auswertung 
ist, daß 64 Prozent der Befragten einen sehr stabilen er-
werbsbiographischen Hintergrund haben. Eine langjährige 
Erwerbstätigkeit von im Durchschnitt 27,6 Jahren wurden bei 
diesen zwei Dritteln der Befragten lediglich durch eine 

 

Arbeitslosigkeitsphase, die zum Zeitpunkt der Befragung noch 
andauert, jäh unterbrochen. Der Erwerbsverlauf ist gekenn-
zeichnet durch eine begrenzte Anzahl von Betriebswechseln; 
im Durchschnitt haben diese Personen mit nur einer 
Arbeitslosigkeitsphase 3,4 Erwerbsphasen gehabt. Die der-
zeitige und einzige Arbeitslosigkeit trat im Durchschnitt mit 
51 Jahren ein. Allerdings dauert diese Arbeitslosigkeit bereits 
durchschnittlich 4,3 Jahre an; offensichtlich bildet das Alter 
für diese Gruppe ein massives Hindernis, um wieder in den 
Arbeitsmarkt integriert zu werden. 

Einen deutlich anderen Erwerbsverlauf haben dagegen jene 
älteren Langzeitarbeitslosen genommen, die bereits mehrere 
Arbeitslosigkeitsphasen durchlaufen haben; im Durchschnitt 
waren sie rund dreimal arbeitslos gewesen. Diese 36 Prozent 
der Stichprobe haben signifikant häufiger den Arbeitsplatz ge-
wechselt als die Mehrheit der Befragten; im Durchschnitt wa-
ren es 5,6 Erwerbsphasen. Kumuliert über alle Phasen sind 
diese Personen in ihrem Erwerbsleben deutlich länger ar-
beitslos gewesen und zwar im Durchschnitt 7,7 Jahre. Sie wur-
den im Schnitt bereits erstmals mit 36 Jahren arbeitslos. In 
dieser Gruppe geht also ein diskontinuierlicher Erwerbs verlauf 
mit einem erhöhten Risiko einher, häufiger und über das ge-
samte Erwerbsleben auch länger in Arbeitslosigkeit zu ver-
harren. Der Befund verliert allerdings an Dramatik, zieht man 
in Betracht, daß auch diese Gruppe immerhin 25 Jahre er-
werbstätig war und nicht jeder Wechsel des Arbeitsplatzes 
auch in Arbeitslosigkeit mündete (5,6 Erwerbsphasen bei 2,9 
Arbeitslosigkeitsphasen). 

Diese Ergebnisse laufen den häufig pauschalisierenden Ein-
schätzungen der Öffentlichkeit zuwider: die älteren Lang-
zeitarbeitslosen seien ein homogener Personenkreis, der über 
weite Phasen des Lebensverlaufs in einer mehr oder weniger 
dauerhaften sozialen Extremsituation gelebt habe. Die über-
wiegende Mehrheit schaut beim Eintritt in die Arbeitslosigkeit 
auf einen langen, kontinuierlichen Erwerbsverlauf zurück. Und 
auch bei der Minderheit mit diskontinuierlicheren Ver-
laufsmustern kann angesichts der lange Erwerbstätigkeit, als 
auch der im Schnitt überschaubaren Anzahl von Erwerbs-
phasen keineswegs von „Dauerarbeitslosen“ die Rede sein. 
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Bereits diese oberflächliche Betrachtung der Erwerbsverläufe 
zeigt, daß es sehr verschiedene Wege in die Langzeitarbeits-
losigkeit der über 45jährigen gibt. Die Erkenntnis drängt sich 
auf: Es kann jeden treffen. Eine stabile Erwerbskarriere bis zu 
30 Jahren ist bei der hier untersuchten Gruppe der älteren 
Langzeitarbeitlosen ebensowenig eine Garantie gegen 
Langzeitarbeitslosigkeit gewesen wie eine diskontinuierliche 
mit häufigeren Erwerbsphasen oder mehreren Phasen der 
Nicht-Erwerbstätigkeit. Dementsprechend differenziert müs-
sen die Wege aus der Langzeitarbeitslosigkeit konzipiert und 
realisiert werden. In Anbetracht der unterschiedlichen er-
werbsbiographischen Erfahrungen sind auch differenzierte 
Verarbeitungsmuster der Langzeitarbeitslosigkeit zu erwar-
ten, die nicht zuletzt die Möglichkeiten und Bemühungen der 
Arbeitsvermittler für die Eingliederung in den Arbeitsmarkt 
beeinflussen dürften. 

Um weitere Hinweise auf Verlaufsmuster der Erwerbs-
biographien bei älteren langzeitarbeitlosen Männern und 
Frauen zu gewinnen, wurden die erhobenen Verläufe einer 
Ereignisanalyse unterzogen. Ziel der Berechnungen ist es 
nicht, Erklärungen für die Entstehung von Langzeitarbeits-
losigkeit, sondern Parameter zur Beschreibung der Verläufe 
bei über 45jährigen Langzeitarbeitslosen zu gewinnen. 
Allgemeingültige Erklärungen für die Langzeitarbeitslosigkeit 
ließen sich nur mit einer Vergleichsstichprobe von Erwerbs-
tätigen einerseits und mit Abgängern aus Arbeitslosigkeit an-
dererseits erschließen. Dennoch ist bereits eine nähere 
Betrachtung der Einflußfaktoren für die Befragtenpopulation 
der Stichprobe sinnvoll. Denn oftmals ist diese Gruppe gera-
de in Studien, die sich auf die Erwerbsbevölkerung oder die 
Gesamtpopulation der Arbeitslosen beziehen, aufgrund zu ge-
ringer Fallzahlen eine nicht zu interpretierende Minderheit. 
Eine differenzierte Analyse eröffnet daher den Blick auf die 
besondere Situation der über 45jährigen Langzeitarbeitslosen. 
Wir haben deshalb den Einfluß der erwerbsbiographischen 
Merkmale im Zusammenhang mit weiteren zentralen 
Merkmalen der Personen in einem multivariaten Modell ge-
prüft. Die Modellierung erfolgte als Ereignisanalyse auf Basis 
von Regressionsmodellen für diskrete Hazardraten.16 Wegen 

 

der geschlechtsspezifischen Unterschiede im Erwerbsverlauf 
wurden die Schätzungen getrennt für Frauen und Männer 
durchgeführt. Darüber hinaus wurde in diesen Untergruppen 
nach den Kohorten 45 – 49 Jahre, 50 – 54 Jahre, 55-59 Jahre 
und für die Altersklasse der über 60jährigen differenziert 
(vgl. Übersicht 4).l7 

Die Ergebnisse der multivariaten Ereignisanalyse für die 
Langzeitarbeitslosen über 45 Jahre lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen: 

- Zunächst erweist sich die dominierende Rolle des Alters 
zur Erklärung von Arbeitslosigkeit der Befragtenpopulation 
auch im multivariaten Zusammenhang als wesentlich. Es gilt: 
je älter die Befragten, desto eher wurden sie arbeitslos. D.h., 
die Befragten unserer Stichprobe sind relativ spät arbeitslos 
geworden, so daß mit steigendem Alter die Zugangsrate in 
Arbeitslosigkeit ebenfalls gestiegen ist. Allerdings: eine be-
sondere Rolle nehmen die beiden ältesten Kohorten ein. Bei 
diesen ist die Zugangsrate geringfügig kleiner als in den bei- 
den anderen Kohorten. Eine wichtige Erklärung ist: bei den 
über 55jährigen wirken sich noch deutlicher die sozialen 
Sicherungssysteme im Unternehmen aus. Kündigungsschutz, 
längere Betriebszugehörigkeit etc. führen dazu, daß Arbeit- 
nehmer mit steigendem Alter schwerer freigesetzt werden 
können als jüngere Arbeitnehmer. Für die Älteren ist damit 
aber auch ein besonderer Weg in das Rentensystem vorge- 
zeichnet. 

- Des weiteren zeigt sich die Anzahl der im Erwerbsleben ku- 
mulierten Arbeitslosigkeitsphasen der Befragten als guter 
Prädiktor für die Zugangsrate in die Arbeitslosigkeit. Je häu- 
figer jemand arbeitslos war, je höher also die Zahl der 
Arbeitslosigkeitsphasen, desto höher ist das Risiko, wieder ar- 
beitslos zu werden. Offensichtlich entsteht die Arbeitslosigkeit 
der Älteren auch aus Arbeitslosigkeit. Dies gilt durchgängig 
für alle beobachteten Altersgruppen; das Risiko ist dabei al- 
lerdings für die Männer deutlich höher als für die Frauen. Der 
Unterschied bei der Risikoverteilung zwischen Männern und 
Frauen erklärt sich aus der Tatsache, daß der Berufsverlauf 
von Frauen häufiger durch Phasen der Nichterwerbstätigkeit 
und nicht durch Phasen der Arbeitslosigkeit unterbrochen wird. 
Daraus folgt insbesondere für die über 45jährigen, langzeit- 
arbeitslosen Frauen: je länger die Erwerbstätigkeit unterbro- 
chen wurde, desto höher war das Risiko, arbeitslos zu wer- 
den. 

- Das Arbeitslosigkeitsrisiko steigt bei den über 45jährigen 
ebenfalls, wenn vom Betrieb aus gekündigt wurde. Dies gilt 
insbesondere für die beiden älteren Kohorten. Hier reprodu- 
ziert sich die bereits angesprochene besondere Situation die 
ser Kohorten in den Unternehmen: wer in diesem Alter ar- 
beitslos wurde, der hat diesen Zustand nicht verursacht; in der 
Regel kündigte der Betrieb. Bei den beiden älteren Kohorten 
kann allerdings  auch die  Frühverrentungspraxis einiger 
Unternehmen eine Rolle spielen. 

- Schließlich ist festzuhalten, daß sowohl der „Markttest“ 
mehrmaliger Betriebswechsel als auch eine berufliche Ver- 
besserung (nach eigener Einschätzung) meßbar dazu beitra- 
gen, das Arbeitslosigkeitsrisiko bei den über 45jährigen Lang- 
zeitarbeitlosen zu verringern. Ebenfalls geringer ist die 
Zugangsrate in Arbeitslosigkeit bei denjenigen Befragten, die 
zuletzt im Dienstleistungssektor tätig waren. 

- Insgesamt zeigt die Analyse der Längsschnittdaten älterer 
Langzeitarbeitsloser, daß die Merkmale, die erwerbsbiogra- 
phische Muster der Personengruppe zu operationalisieren ver- 

 
78 MittAB 2/94 



 

  

suchen (Anzahl der Arbeitslosigkeitsphasen, Dauer der 
Nichterwerbstätigkeit bei den Frauen, Zahl der Beschäf-
tigungsverhältnisse), einen stärkeren Erklärungsbeitrag lie-
fern als die üblicherweise ermittelten Verursachungsfaktoren 
mangelnde berufliche Qualifikation und gesundheitliche 
Beeinträchtigungen. Der Grund liegt in der Beschränkung der 
Stichprobe auf über 45 jährige Langzeitarbeitslose, die relativ 
homogen in bezug auf die klassischen Risikofaktoren sind, so 
daß die geringe Varianz der entsprechenden Variablen nicht 
weiter zur Erklärung beiträgt. So zeigen die Befunde der Studie 
insgesamt, daß die Mehrzahl der über 45jährigen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen zu kämpfen hat. Des weite-
ren kann davon ausgegangen werden, daß die Varianz der be-
ruflichen Qualifikationen in der Stichprobe geringer ist als 
bei den Langzeitarbeitslosen insgesamt. Schließlich kann un-
terstellt werden, daß die faktische Qualifikation in der selek-
tiven Stichprobe homogener ist als bei der Gesamtpopulation 
der Langzeitarbeitslosen. Daraus folgt, daß gerade bei den äl-
teren Langzeitarbeitslosen, die bereits auf ein relativ langes 
Erwerbsleben mit verschiedenen Wechseln von Erwerbs-
tätigkeit, Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit zurück-
blicken, sowohl in der wissenschaftlichen Analyse als auch in 
der praktischen Beratung vor Ort auf den erwerbsbiographi-
schen Hintergrund zu achten ist, um die spezifischen 
Orientierungen dieses sehr heterogenen Personenkreises bes-
ser verstehen zu können. 

3.2 Eingliederung in Arbeit oder Ausgliederung in Rente? 

3.2.1 Pläne und Perspektiven der älteren Langzeitarbeitslosen 
Die Befunde zum Erwerbs- und Arbeitslosigkeitsverlauf der 
älteren Langzeitarbeitslosen bilden gewissermaßen die struk-
turtheoretische Folie für das Verhalten dieser Gruppe in der 
derzeitigen Arbeitslosigkeit. Zugleich gemahnen sie an die 
Notwendigkeit, die Entwicklung und Durchführung arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen differenziert an der jeweils in-
dividuell bestimmten Erwerbsbiographie anzusetzen. Darüber 
hinaus stellt sich die Frage nach den individuellen Diffe-
renzierungen im Arbeitsmarktverhalten der Betroffenen, den 
zugrundeliegenden Motiven und den Kalkülen der älteren 
Langzeitarbeitslosen. Dies ist umso bedeutsamer, als Maß-
nahmen differenziert an dem Verhalten der Arbeitslosen und 
ihren Motiven ansetzen sollten. 

Die in dieser Studie befragten Langzeitarbeitslosen sind im 
Durchschnitt 56,3 Jahre alt und haben eine durchschnittliche 
Erwerbstätigkeit von ca. 28 Jahren hinter sich. Angesichts der 
offenkundigen Probleme, wieder in den Arbeitsmarkt zurück-
zufinden, ist die Frage keineswegs abwegig, ob und welche 
Personen weiterhin die Rückkehr in die Erwerbslätigkeit an-
zielen und welche Personengruppen in dieser Hinsicht bereits 
resigniert haben und eher eine Ausgliederung in den Ruhestand 
anstreben. Die Problematik des Übergangs in das Renten- 
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System ist für die Befragten ein aktuelles Thema; sie ist 
Bestandteil der Kalküle der Befragten und bestimmt durch-
aus das Arbeitsmarktverhalten, wenn auch –  wie noch zu zei-
gen sein wird –  in unterschiedlicher Art und Weise. 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei allerdings explizit 
festgestellt, daß dieser Sachverhalt mit einer Etikettierung als 
Gegensatz von „echter“ und „sozialrechtlich motivierter“ Ar-
beitslosigkeit falsch diskutiert wäre. Für die Befragten dieser 
spezifischen Alters-Stichprobe ist das mit dem Übergang in 
das Rentensystem verbundene Kalkül nicht adäquat erfaßt, 
wenn es eindimensional anhand einer einfachen Randauszäh-
lung auf den genannten Gegensatz verkürzt würde.18 Vielmehr 
lassen sich in einer multivariat angelegten Analyse Gruppen 
von älteren Langzeitarbeitslosen beschreiben, die sich nach 
ihrer Motivation und damit auch in ihrem Arbeitsmarkt-
verhalten signifikant unterscheiden. Hierbei spielt der Über-
gang in das Rentensystem eine durchaus differenzierte Rolle. 
Der Ausgangspunkt für die Typisierung der Gruppen ist eine 
Fragenbatterie, die in Anlehnung an die o.a. Studien19 den 
Befragten vorgelegt wurde (vgl. Übersicht 5).20 

Die Dimensionen, auf der sich die Antworten reduzieren las-
sen, erlauben es, die befragten Langzeitarbeitslosen unserer 
Stichprobe nach ihrer Orientierung auf die Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt bzw. ihrer „Übergangs-
Orientierung“ in das Rentensystem zu klassifizieren. Vier 
Gruppen sind statistisch klar voneinander unterscheidbar: 
1. 43 Prozent der befragten Arbeitslosen verbinden mit ihrer 

Arbeitslosmeldung auch die Perspektive auf eine Wieder- 
eingliederung in den Arbeitsmarkt. 

2. Bei 26 Prozent der Befragten gilt die primäre Orientierung 
nicht der Wiedereingliederung, sondern dem Übergang in 
das Rentensystem. 

3. Eine dritte Gruppe von 13 Prozent ist in erster Linie auf 
grund ihrer sozialen Lage und den damit verbundenen so- 
zialrechtlichen Implikationen arbeitslos gemeldet. 

4. Schließlich ist eine Gruppe von 19 Prozent der Befragten 
zu identifizieren, die keine klare Orientierung mit ihrer 
Arbeitslosmeldung verbindet. 

Zwischen diesen vier Gruppen von älteren Langzeit-
arbeitslosen lassen sich erhebliche Unterschiede sowohl in der 

 

Erwerbsgeschichte, wie auch im Arbeitsmarktverhalten aus-
machen, die im einzelnen wie folgt zu charakterisieren sind:21 

1. Gruppe: „Arbeitsmarktorientierte Langzeitarbeitslose“ 
43 Prozent der befragten Arbeitslosen unserer Stichprobe ver-
binden mit ihrer Arbeitslosmeldung die klare Orientierung auf 
eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Signifikant 
häufiger als andere Befragte erwarten sie „durch das 
Arbeitsamt eine Stelle zu bekommen“. Sie möchten auch wei-
terhin „von dem Arbeitsamt beraten werden“. Einige von ih-
nen hoffen, „daß sie in eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
(ABM) kommen können“ und erwarten, an einer „Fortbildung 
oder Umschulung des Arbeitsamts“ teilnehmen zu können. 
Diese Statements, die statistisch zu einer Dimension gehören, 
indizieren die Ausrichtung der Befragten auf den Arbeitsmarkt. 
Wir nennen diese Gruppe daher den „arbeitsmarkwrientier-
ten Typus“ unter den älteren Langzeitarbeitslosen. 
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Die wichtigsten Merkmale dieser Gruppe sind (vgl. Über-
sicht 6): 
- bezogen auf die Gesamtgruppe der älteren Langzeit- 

arbeitslosen sind diese Befragten unterdurchschnittlich lan- 
ge beschäftigt gewesen (25 Jahre im Vergleich zu 26,6 
Jahren); 

- das durchschnittliche Alter beträgt 54,3 Jahre, wobei 54 
Prozent der Befragten in der Altersklasse unter 55 Jahre zu 
finden sind; 

- 70 Prozent der Befragten dieser Gruppe erhalten Leistungen 
durch das Arbeitsamt, und zwar zu 88 Prozent Arbeits- 
losengeld; 

- im Vergleich zur Gesamtgruppe der älteren Langzeit- 
arbeitslosen zeigen die Personen ein aktiveres Suchver- 
halten am Arbeitsmarkt: in den letzten drei Monaten vor 
dem Zeitpunkt der Befragung haben sich 29 Prozent der 
Befragten dieser Gruppe unabhängig vom Arbeitsamt selbst 
beworben, während dies im Durchschnitt der Gesamtgruppe 
nur 18 Prozent getan haben. 

Insbesondere aufgrund der unterdurchschnittlichen Erwerbs-
dauer und des geringeren Alters stellt sich für die Mehrheit 
der Befragten dieser Gruppe nicht nur subjektiv, sondern auch 
objektiv noch nicht die Frage nach dem Übergang in das 
Rentensystem. 

2. Gruppe: „Übergangsorientierte Arbeitslose“ 
Eine weitere Gruppe von 26 Prozent der Befragten ist da-
durch charakterisiert, daß sie als Motive ihrer Arbeitslos-
meldung angeben: „Ich möchte sicherstellen, daß die Zeit der 
Arbeitslosigkeit später bei der Rentenberechnung berück-
sichtigt wird“. Von den Befragten dieser Gruppe wird aber 
auch statistisch signifikant häufiger gesagt, sie überbrückten 
„die Zeit bis zum Ruhestand“. Die Mehrheit gibt ferner an, 
sie sei „auf die Leistungen des Arbeitsamts angewiesen“. Diese 
Konstellation von Antworten legt es nahe, daß nicht die 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt das Hauptziel der 
Befragten ist, sondern der Übergang in das Rentensystem. 
Bei dieser Gruppe handelt es sich also um den „übergangs-
orientierten“ Typus unter den Langzeitarbeitslosen unserer 
Stichprobe. 

Die folgenden Merkmale der Befragten, die dieser Gruppe 
zugeordnet werden können, unterstreichen die in den 
Antworten angelegte Orientierung auf eine Übergangsar-
beitslosigkeit: 
- Die durchschnittlich erreichte Erwerbstätigkeit beträgt 31,4 

Jahre und ist damit überdurchschnittlich hoch. 
- Gemessen an der Gesamtdauer aller Arbeitslosigkeitsphasen 

der Befragten insgesamt (im Schnitt 5,9 Jahre) ist die durch 
schnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit in dieser Gruppe 
über den gesamten Erwerbsverlauf mit 5,0 Jahren unter 
durchschnittlich. 
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- Das durchschnittliche Alter in dieser Gruppe beträgt 58,4 
Jahre. 87 Prozent der Befragten dieser Gruppe sind älter als 
55 Jahre. 

- Das Bewerbungsverhalten korrespondiert mit der Über- 
gangsorientierung in das Rentensystem: lediglich 6 Prozent 
der Befragten dieser Gruppe haben sich in den drei Monaten 
vor dem Zeitpunkt der Befragung eigenständig um eine 
Stelle bemüht. 

- In dieser Gruppe der Langzeitarbeitslosen dominieren die 
Männer; nur 24 Prozent der Befragten, die dieser Gruppe 
zugeordnet werden können, sind Frauen. 

- Nahezu alle Befragten (94 Prozent) erhalten Leistungen 
vom Arbeitsamt. Bemerkenswert ist in diesem Zusam- 
menhang, daß in dieser Gruppe 15 Prozent eine Aus- 
gleichszahlung von ihrem alten Betrieb erhalten. 

- Mit 73 Prozent ist der Anteil der gesundheitlich Beein- 
trächtigten   bei   diesem   Typus   der   älteren   Langzeit- 
arbeitslosen weit überdurchschnittlich. 

Insgesamt sprechen sowohl die subjektive Orientierung 
als auch die arbeitsmarktrelevanten Merkmale dieser Gruppe 
für weniger günstige Eingliederungschancen in den 
Arbeitsmarkt. Zusammen genommen erfüllen sie wichtige 
Voraussetzungen, die den Eintritt in das Rentensystem er-
möglichen. Sie erscheinen vor diesem Hintergrund auch nicht 
mehr bereit, sich mit der Eingliederung in das Erwerbsleben 
zu beschäftigen. Für die meisten Befragten dieser Gruppe 
dürfte die „Übergangsarbeitslosigkeit“ nur die letzte –  klei-
nere –  Etappe vor der Ausgliederung aus dem Erwerbsleben 
sein. 

3. Gruppe: Sozialrechtlich bedingte Arbeitslosigkeit 
Eine dritte Gruppe von 13 Prozent ist in erster Linie aufgrund 
ihrer zugespitzten sozialen Lage und den damit verbundenen 
sozialrechtlichen Implikationen arbeitslos gemeldet. Gestützt 
wird diese Interpretation durch die Nennungen dieser Gruppe 
zu den Antwortvorgaben „Das Sozialamt verlangt, daß ich 
mich arbeitslos melde“ und „Ich muß mich arbeitslos melden, 
um ausreichend Unterhalt von meinem geschiedenen Ehe-
partner bekommen zu können“. 

In der Zustimmung zu diesen Statements kommt eine gewis-
se Zwangssituation zum Ausdruck, die es anscheinend not-
wendig macht, sich aus diesem Grund arbeitslos zu melden. 
Die Arbeitslosigkeit dieser Gruppe ist nicht vermittelt über die 
Perspektive des einzelnen, Rentenanwartschaften zu sichern 
bzw. den Übergang in das Rentensystem zu organisieren. Sie 
ist auch nicht Ausdruck eines ökonomisch orientierten Kalküls, 
das darauf gerichtet ist, den gesetzlichen Anspruch auf so-
ziale Leistungen persönlich zu optimieren. Vielmehr müssen 
mit der Arbeitslosmeldung erst die Voraussetzungen ge-
schaffen werden, um lautende oder einmalige Hilfen zum 
Lebensunterhalt zu erhalten, ohne die offenbar das Existenz-
minimum nicht erreicht werden kann. Es ist deshalb sicher-
lich angemessen, die Arbeitslosigkeit dieser Befragtengruppe 
als im engen Sinn „sozialrechtlich erzwungen bzw. bedingt“ 
zu bezeichnen. 

Die nähere Betrachtung einiger Merkmale dieser Gruppe stützt 
diese Interpretation und liefert Hinweise auf die besonderen 
Problemlagen dieses Typus von älteren Langzeitarbeitslosen 
(vgl. auch Übersicht 6): 
- Der Anteil von Geschiedenen bzw. getrennt Lebenden ist 

in dieser Gruppe so hoch wie in sonst keiner Gruppe. Er 
umfaßt 32 Prozent. 

 

- 64 Prozent erhalten Unterstützung durch die Sozialhilfe, 
54 Prozent sind Leistungsemptangerder Bundesanstalt für 
Arbeit. Bei der Sozialhilfe dominiert die Unterstützung in 
Form von laufenden Hilfen. 

- Auffällig ist der hohe Anteil von Befragten, die nach eige- 
ner Einschätzung gesundheitlich beeinträchtigt sind (74 
Prozent). 

- Aufgrund des Durchschnittsalters der Befragten von 55,5 
Jahren und vergleichsweise geringer durchschnittlicher 
Erwerbstätigkeit von 23 Jahren ist diese Gruppe gezwun- 
gen, die Re-Integration in den Arbeitsmarkt zu suchen. Die 
Frauen in dieser Gruppe haben nur eine durchschnittliche 
Erwerbstätigkeit von 17,4 Jahren aufzuweisen; es ist die 
niedrigste in der untersuchten Stichprobe überhaupt. 

- Die Notwendigkeit, in die Erwerbstätigkeit zurückzukeh- 
ren, schlägt sich auch in den Aktivitäten der Befragten nie- 
der; immerhin haben noch 20 Prozent in den letzten drei 
Monaten   vor   der   Befragung   eigene   Versuche   zur 
Eingliederung unternommen. 

- Die (durchschnittliche) Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit 
im Erwerbsverlauf ist gemessen an derjenigen aller be- 
fragten Langzeitarbeitslosen hoch. Sie beträgt 7,6 Jahre. 

- In dieser Gruppe  ist der Anteil  von  Befragten ohne 
Berufsausbildung am höchsten (42 Prozent). 

Weitere Analysen konnten die vielleicht naheliegende 
Hypothese nicht verifizieren, es müßten in dieser Gruppe be-
sonders häufig Befragte mit instabilen Erwerbsverläufen ver-
treten sein. Dies trifft zwar auf einen Teil der Befragten zu. 
Rund die Hälfte (51 Prozent) kann jedoch auf einen stabilen 
Erwerbsverlauf verweisen, der nur durch die eine, noch an-
dauernde Arbeitslosigkeitsphase unterbrochen wurde, ohne 
daß bisher die Wiedereingliederung gelungen ist. 

4. Gruppe: Arbeitslose ohne klare Übergangsperspektive 
Schließlich ist eine Gruppe von 19 Prozent der Befragten zu 
identifizieren, deren Orientierung mit den vorgegebenen 
Statements entweder nicht adäquat erfaßt ist oder die keine 
klare Orientierung mit ihrer Arbeitslosmeldung verbinden. 
Wie noch zu zeigen sein wird, handelt es sich hierbei um ei-
ne heterogene Gruppe von älteren Langzeitarbeitslosen, für 
die eine Orientierung auf den Übergang in das Rentensystem 
kennzeichnend ist. Die Ausprägung dieser Orientierung hängt 
allerdings sehr stark von der Situation des Partners der 
Befragten ab. Wir bezeichnen diesen Typus im folgenden als 
Gruppe mit einer „unklaren Übergangsperspektive“. 

Diese Gruppe ist in mehrfacher Hinsicht vielschichtig und 
daher differenziert zu betrachten. Sie hebt sich durch zwei 
Aspekte deutlich von den bisher geschilderten Typen ab: 

- Weniger als ein Drittel der Befragten in dieser Gruppe be- 
ziehen Leistungen vom Arbeitsamt. 70 Prozent erhalten kei- 
ne Leistungen. Sie leben auch nicht von der Sozialhilfe (dies 
gilt nur für 3 Prozent). Auch das durchschnittliche Monats- 
einkommen des Haushalts liegt deutlich höher als in den an- 
deren Gruppen. Diese ökonomischen Indikatoren deuten dar 
auf hin, daß die überwiegende Mehrheit finanziell relativ gut 
abgesichert ist (vgl. Übersicht 6). 

- Frauen sind in dieser Gruppe häufiger anzutreffen als 
Männer (52 Prozent: 48 Prozent). In ihrem Erwerbsverhalten 
unterscheiden sich die Geschlechter wesentlich voneinander. 
Im Gegensatz zu den Männern haben die Frauen deutlich we- 
niger Erwerbsjahre vorzuweisen. Während die Männer mit 
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einer durchschnittlichen Erwerbsdauer von 34 Jahren bereits 
an der Schwelle zum Ruhestand stehen, haben die Frauen im 
Durchschnitt erst 24 Erwerbsjahre kumuliert. Sie sind eher 
familienorientiert: auf die Frage nach den Gründen für ihre 
Inaktivität im Hinblick auf eigene Bewerbungen geben 63 
Prozent an, „familiäre Gründe“ führten dazu, vorerst nicht 
mehr zu arbeiten. Es haben aber auch 80 Prozent von ihnen 
bereits die Hoffnung auf eine neue Stelle aufgegeben. 

Die geschilderten Befunde deuten auf einen frauenspezifischen 
Übergang in das Rentensystem hin. Sowohl die relative fi-
nanzielle Sicherheit, als auch das durchschnittliche Alter von 
57 Jahren erleichtern die Übergangsorientierung. 84 Prozent 
der Frauen dieser Gruppe sind verheiratet; das ist der höchste 
Prozentsatz in allen untersuchten Gruppen. Aufgrund der ge-
ringen Erwerbsdauer haben die Frauen eine vergleichsweise 
niedrige Rente zu erwarten, die für sich allein genommen wohl 
keine ausreichende Basis für die Alterssicherung bietet. 
Andererseits wollen sie aus familiären Gründen nicht mehr 
arbeiten. Diese Befunde lassen darauf schließen, daß ihre 
Zukunftsplanung und – Orientierung eng mit der des (Ehe)-
Partners verknüpft bzw. abgestimmt ist. 

Zusammenfassend kann man davon ausgehen, daß ein we-
sentliches Motiv der Arbeitslosenmeldung dieser Frauen „in 
der Sicherung von Rentenantwartschaften“ liegt. Für diese 
Gruppe stellt sich weniger die arbeitsmarktpolitische Frage 
nach der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt als das 
Problem der rentenrechtlichen Überleitung aus dem Be-
schäftigungs- in das Rentensystem. 

Die Männer dieser Gruppe ohne klare Perspektiven ähneln 
sehr denjenigen, die in der Gruppe der „Übergangsorientier-
ten“ zu finden sind. Sie haben eine etwa gleich lange 
Erwerbsdauer und sind auch in etwa gleich alt. Allerdings un-
terscheiden sie sich im Hinblick auf den Leistungsbezug; der 
Anteil derjenigen, die Arbeitslosenhilfe erhalten, ist deutlich 
höher. 

Man darf davon ausgehen, daß die befragten Männer dieser 
Gruppe zu Beginn ihrer letzten Arbeitslosigkeit nicht die 
Perspektive hatten, über die Arbeitslosigkeit in das Renten-
system überzuwechseln. Dies unterscheidet sie auch zentral 
von der zweiten Gruppe, für die eine solche Orientierung em-
pirisch nachweisbar ist. Andererseits hat die offenbar ange-
strebte Wiedereingliederung nicht stattgefunden, so daß sich 
eine gewisse Perspektivlosigkeit breit macht und klare 
Orientierungen fehlen. 

3.2.2 Die Bedeutung der Perspektive der Eingliederung in das 
Rentensystem bei den älteren Langzeitarbeitslosen 
Mit der Charakterisierung der Gruppen wurde bereits eine zen-
trale Besonderheit der Befragtenpopulation dieser Studie deut-
lich. In Anbetracht des für Arbeitnehmer fortgeschrittenen 
Alters der Untersuchungsgruppe liegt es nahe, daß die 
Befragten sich bereits mit dem Übergang von der Arbeits-
losigkeit in das Rentensystem auseinandergesetzt und ent-
sprechende Pläne entwickelt haben. 

Auf eine entsprechende Frage geben von den insgesamt l .605 
arbeitslos gemeldeten älteren Langzeitarbeitslosen unserer 
Stichprobe mehr als ein Drittel (39 Prozent) an, sie planten 
oder sie gingen demnächst in „Rente/ Vorruhestand“.22 Für 

 

 

über die Hälfte (55 Prozent) ist dagegen keine „Veränderung 
absehbar“. Die übrigen Befragten planen entweder eine 
Umschulung/Fortbildung oder haben „eine feste Stelle in 
Aussicht“, bzw. wollen „aus familiären Gründen nicht mehr 
arbeiten“. Wie erwartet sind die Verrentungsabsichten vom 
Alter der Befragten abhängig (vgl. Abbildung 7). Sowohl die 
Hälfte der Männer als auch der Frauen über 60 Jahren will 
demnächst in Rente gehen. Zählt man jene hinzu, die planen, 
in Rente zu gehen, so kann man davon ausgehen, daß fast drei 
Viertel der befragten Männer und Frauen über 60 Jahre in ab-
sehbarer Zeit in das Rentensystem übertreten werden. 

Aber auch in der Altersklasse der 55- bis 59jährigen hat ein 
beachtlicher Anteil bereits die Erwerbsabsicht aufgegeben. 
Bei den Männern sind es über die Hälfte dieser Altersklasse 
(54 Prozent), die entweder demnächst in Rente gehen oder 
dies planen; bei den Frauen sind fast 40 Prozent. Aber auch 
in den jüngeren Altersklassen hat ein bemerkenswerter Anteil 
der Männern zumindest den Eintritt in das Rentensystem als 
Perspektive ins Auge gefaßt. 

Diese Befunde können dahingehend interpretiert werden, daß 
der Weg aus der Arbeitslosigkeit über die Frühverrentung 
durchaus Bestandteil des Kalküls bei einem nicht unbe-
trächtlichen Teil der Befragten ist. Dies wird besonders deut-
lich, wenn die faktorenanalytisch ermittelten Typen von älte-
ren Langzeitarbeitslosen näher betrachtet werden. Bemerkens-
wert ist nicht nur das Ausmaß der Verbreitung der Perspektive 
dieses Auswegs aus der Arbeitslosigkeit in der Lebensplanung 
der Befragten, sondern auch der Stand der Umsetzung der an-
gegebenen Absichten und die Gründe dafür. 

In der Gruppe der „Übergangsarbeitslosen“ ist der Anteil der-
jenigen, die demnächst in Rente gehen oder dies planen, er-
wartungsgemäß am höchsten (70 Prozent) (vgl. hierzu die 
Übersicht 8). Die überwältigende Mehrheit der Langzeit- 
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arbeitslosen dieser Gruppe hat sich demnach bereits mit der 
Beendigung ihrer Erwerbstätigkeit abgefunden. Vor dem 
Hintergrund einer durchschnittlichen Erwerbsdauer dieser 
Befragten von 31 Jahren (vgl. hierzu Übersicht 6) hat dieses 
Kalkül auch eine vergleichsweise sichere Basis. 

Ganz anders verhält sich dies in der Gruppe der Arbeits-
marktorientierten, die nach wie vor eine Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt anstreben. Hier sind es nur 19 Prozent, 
die einen Renteneintritt planen. Mit einer durchschnittlich 
25jährigen Erwerbstätigkeit hat diese Gruppe auch nur geringe 
Aussichten, Rentenpläne zu realisieren. Die Option auf die 
Wiedereingliederung bildet für die Mehrheit die realistische-
re Variante. Lediglich für eine Minderheit dieser Gruppe mit 
deutlich höheren Erwerbsjahren macht die Orientierung auf 
die Rente einen Sinn. 

Um die Verrentungspläne realisieren zu können, müssen ei-
nerseits die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt 
sein und andererseits auch die notwendigen Schritte der 
Beantragung eingeleitet werden. Beides kann indes nicht a 
priori unterstellt werden. Daher ist es schon bemerkenswert, 
wenn 44 Prozent der Befragten, die entweder angeben, dem-
nächst in Rente zu gehen oder dies planen, bereits einen 
Rentenantrag gestellt haben (vgl. Übersicht 8). 

Welche Rentenart beantragt wurde, hängt entscheidend da-
von ab, welche Zugangsvoraussetzungen bei den Antrag-
stellern vorliegen. Faktoren wie das Alter, die Anzahl der 
Versicherungsjahre, die Dauer der Arbeitslosigkeit oder 
schwerwiegende gesundheitliche Beeinträchtigungen ent-
scheiden darüber, ob eine Altersrente, Rente wegen Arbeits-
losigkeit oder eine Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeitsrente 
beantragt werden kann. Entsprechend differenziert sind auch 
die Zugänge der hier untersuchten Typen älterer Lang-
zeitarbeitslosen. Von den 19 Prozent der Gruppe der „ar-
beitsmarktorientierten“ Befragten, die bereits eine Rente be-
antragt haben, hat die Mehrheit einen Antrag auf Erwerbs-
bzw. Berufsunfähigkeit gestellt (56 Prozent). Bei den Über-
gangsarbeitslosen dominiert indes die normale Altersrente. 
In dieser Gruppe hat fast ein Viertel (22 Prozent) Anträge auf 
Rente wegen Arbeitslosigkeit gestellt. Dagegen haben fast 
zwei Drittel der Antragsteller aus der Gruppe mit unklarer 
Perspektive eine Altersrente beantragt (vgl. Übersicht 8). 

Aufschlußreich sind die von den Befragten angegebenen 
Gründe für ihre Orientierung auf das Rentensystem. Sie re-
flektieren einerseits die subjektive Einschätzung der Befragten 
hinsichtlich ihrer Chancen für eine Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt. So wird als Grund für den Übergang in den 
Ruhestand die „Einsicht“ angegeben, nicht mehr vermittelbar 
zu sein, bzw. die Erfahrung, keine Arbeit mehr zu finden. 
Andererseits verweisen die angeführten Gründe auf ein 
Legitimationsmuster, das subjektiv eine „Wiedergutmachung“ 
für langjährig erbrachte Leistungen im Erwerbssystem ein-
klagt. 

 

Aus den Antworten der Befragten spricht aber auch eine leicht 
resignative Einschätzung der eigenen Leistungsfähigkeit. Gut 
die Hälfte vertritt die Meinung, man sei den Anforderungen 
des Berufs nicht mehr gewachsen. Da bei der übergroßen 
Mehrheit (69 Prozent der Nennungen) offensichtlich auch die 
Mindestanforderungen an die Rente erfüllt sind und überdies 
die Auffassung weit verbreitet ist, man habe schließlich lan-
ge genug gearbeitet (61 Prozent der Nennungen), ergibt sich 
subjektiv die Legitimität und die Berechtigung, Einlaß in das 
Rentensystem zu fordern. 

Die Tatsache, daß unterschiedliche Rentenformen angestrebt 
werden und dabei die Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeitsrente, 
insbesondere in der Gruppe der noch am Arbeitsmarkt ori-
entierten älteren Langzeitarbeitslosen, eine bemerkenswert 
große Rolle spielt, macht deutlich, daß die gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen in der Gruppe der Langzeitarbeitslosen 
unserer Stichprobe ein Moment ist, das ebenfalls aus der Sicht 
der Befragten die weiteren Perspektiven zur Wiederein-
gliederung bzw. Ausgliederung beeinflußt. Im folgenden wird 
daher auf diesen Aspekt näher eingegangen. 

3.2.4 Zur Bedeutung der gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen 
In den Analysen ist deutlich geworden, daß bei der 
Lebensplanung der hier untersuchten Population der älteren 
Langzeitarbeitslosen die Orientierung auf das Rentensystem 
ein eigenständiges Gewicht hat. Andererseits sind dafür nicht 
immer die Voraussetzungen erfüllt. Insgesamt haben die 
Befragten annähernd 27 Erwerbsjahre kumuliert. Vor diesem 
Hintergrund beschäftigt sie die Frage, wie sie die notwendi-
gen Voraussetzungen zur Realisierung ihrer Ruhestands-
absichten aus der Arbeitslosigkeit heraus erfüllen können, 
wenn sich bei länger andauernder Arbeitslosigkeit die Einsicht 
durchsetzt, daß eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
immer unwahrscheinlicher wird. 

Ein Hemmnis zur Wiedereingliederung sind unzweifelhaft ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen. Zwei Drittel der Befragten 
diagnostizieren bei sich selbst Beeinträchtigungen dieser Art. 
Bei dem Typus der Übergangsarbeitslosen und den sozial-
rechtlich-bedingten Langzeitarbeitslosen ist der Anteil mit 
knapp drei Vierteln sogar fast zehn Prozentpunkte höher (vgl. 
Übersicht 9). 

90 Prozent der beeinträchtigten Befragten geben an, daß die 
gesundheitlichen Beschwerden es ihnen schwer machen, ei-
nem Beruf nachzugehen. Bedenkt man ferner, daß gut 30 
Prozent aller Befragten bereits eine Erwerbsminderung aner-
kannt bekommen haben –  und zwar durchgängig in allen hier 
beschriebenen Gruppen – , liegt es aus der Sicht der 
Betroffenen auf der Hand, die Frage nach der weiteren 
Perspektive auch unter Berücksichtigung dieser objektiv 
festgestellten und der subjektiv empfundenen 
Einschränkungen zu stellen. Es verwundert daher nicht, daß 
man den Zugang in das Rentensystem über die Berufs- und 
Erwerbsunfähigkeitsrente sucht. Ältere Arbeitslose mit 
gesundheitlichen Einschränkungen haben praktisch keine 
Vermittlungschancen und bleiben ohne Aussicht auf 
Änderung ihres Status im Arbeitslosenregister bis die 
Zugangsvoraussetzungen zu diesen Rentenarten erfüllt sind.23 

Vor diesem Hintergrund erscheint es vordringlich, gerade für 
jene Gruppe älterer Langzeitarbeitsloser, die nach wie vor auf 
den Arbeitsmarkt orientiert sind, spezifische Instrumente der 
Unterstützung der Wiedereingliederung zu schaffen. Bei den 
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anderen Gruppen muß davon ausgegangen werden, daß nicht 
nur von ihrer grundsätzlichen Orientierung her, sondern auch 
aufgrund ihrer gesundheitlichen Beeinträchtigungen keine 
großen Wiedereingliederungschancen mehr bestehen. Die 
Frage ist also, ob zielgruppenspezifische Maßnahmen konzi-
piert werden können, die diesen Unterschieden unter den äl-
teren Langzeitarbeitslosen Rechnung tragen. 

3.3.5 Leistungsbezug vom Arbeitsamt 
In diesem Zusammenhang ist auch interessant, aus welchen 
Unterstützungsleistungen die verschiedenen Gruppen der äl-
teren Langzeitarbeitslosen ihren Lebensunterhalt bestreiten. 
Dabei ist vorauszuschicken: das durchschnittliche Haushaits-
nettoeinkommen beläuft sich bei den befragten Langzeit-
arbeitslosen auf 2213 DM.24 Am niedrigsten ist es bei den-
jenigen Arbeitslosen, deren Arbeitslosmeldung aufgrund ihrer 
sozialen Situation erzwungen ist (1532 DM). Am höchsten 
ist es in der Gruppe, die wir als „ohne klare Perspektive“ be-
zeichnet haben (2714 DM). 

In der letztgenannten Gruppe bezieht auch nur knapp ein Drittel 
Leistungen vom Arbeitsamt. Die Sozialhilfe spielt in dieser 
Gruppe praktisch keine Rolle. Im Gegensatz dazu sticht die 
Gruppe hervor, die sich „sozialrechtlich bedingt“ arbeitslos 
gemeldet hat. Fast zwei Drittel der Befragten in dieser Gruppe 
erhalten Sozialhilfe ( vgl. Übersicht 10). 

In den restlichen Gruppen indes überwiegen die Bezieher von 
Leistungen nach AFG. Bemerkenswert ist die Gruppe der 
„Übergangsarbeitslosen“, die zusätzlich zu den Leistungen 
des Arbeitsamts auch zu 15 Prozent noch Ausgleichszahlungen 
vom alten Betrieb erhalten. Offenbar handelt es sich hier um 
jene Gruppe älterer Langzeitarbeitsloser, die aufgrund be-
trieblicher Personal- und Freisetzungspolitik vorzeitig und mit 
finanzieller Unterstützung des Betriebes einen besonderen 
Weg über die Arbeitslosigkeit in das Rentensystem nehmen. 
Festzustellen ist, daß dieser Weg einerseits von dem Betrieb, 
andererseits aber von der Bundesanstalt für Arbeit finanziert 
wird. Maßnahmepolitisch erscheint es nicht sonderlich sinn-
voll, die Re-Integration in den Arbeitsmarkt zu versuchen. Wie 
auch schon aufgrund anderer Indikatoren geschlossen wer-
den kann, hat diese Gruppe keine Absichten mehr, in das 
Erwerbssystem zurückzukehren. 

In diesem Zusammenhang wird wiederum die Ähnlichkeit 
der Gruppe ohne klare Perspektive mit den Übergangsar-
beitslosen deutlich. 17 Prozent dieser Befragten erhalten eben-
falls Ausgleichszahlungen des alten Betriebs; offensichtlich 
ist auch bei ihnen der Weg in das Rentensystem durch be-
triebliche Freisetzungspolitiken älterer Arbeitnehmer vorge-
zeichnet. 

4 Arbeitsmarktpolitische Schlußfolgerungen 
Eine Bewertung der Ergebnisse im Hinblick auf konkrete 
Empfehlungen und Maßnahmen für gezielte Reintegrations-
bemühungen älterer Langzeitarbeitsloser bzw. verbesserte 
Übergangswege in den Ruhestand läßt sich nur vor dem Hin-
tergrund zweier auf den ersten Blick gegenläufiger Entwick-
lungen vornehmen. Einerseits zeichnet sich die Arbeitsmarkt-
entwicklung durch eine immer frühere Freisetzung und Nicht-
Wiedereingliederung älterer Arbeitnehmer aus. Andererseits 
wird in der rentenrechtlichen Entwicklung der Versuch deut-
lich, angesichts der infolge der steigenden Rentnerzahlen ent- 

 

stehenden Finanzierungsfragen den Trend zur Frühverrentung 
durch eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit zu stoppen. Vor 
diesem Hintergrund gilt es u.E. in kurzfristigen und in lang-
fristigen Strategien und Maßnahmen zu denken: 

- Welche Instrumente und Maßnahmen müssen kurzfristig 
zur Verfügung gestellt werden, um eine Wiedereingliederung 
zu fördern und den älteren Langzeitarbeitslosen vor dem 
Hintergrund der altersselektiven Personalpolitik und der 
Heraufsetzung der Altersgrenze den Übergang zu erleichtern? 

- Wie kann man langfristig für künftige Alterskohorten (et- 
wa die jetzt 40jährigen) den Trend zur Frühverrentung wir- 
kungsvoll stoppen, damit das Potential älterer Arbeitskräfte 
in Zukunft besser genutzt werden kann? Oder anders gefragt: 
Wie werden Grundlagen für eine freiwillige Weiterarbeit auch 
im höheren Lebensalter gelegt? 

Die Notwendigkeit gleichzeitiger Kurz- und Langfristorien-
tierung legt nahe, daß die kurzfristigen Maßnahmen so ange-
legt werden sollten, etwa durch zeitliche Befristung, die sich 
an der stufenweisen Anhebung der Rentenaltersgrenze auf das 
65. Lebensjahr ab dem Jahre 2001 orientieren könnte, damit 
eine langfristige altersorientierte Beschäftigungspolitik nicht 
gefährdet wird. 

4.1 Kurzfristige Maßnahmen 
Insgesamt wird erkennbar, daß die Integration der älteren lang-
zeitarbeitslosen Männer und Frauen, insbesondere der über 
50jährigen, auf zunehmende Schwierigkeiten stößt. Der un-
verkennbare Trend zu einem früheren Rentenalter weist dar-
auf hin, daß ältere Arbeitskräfte ihren angestammten Platz 
schon frühzeitig verlieren und teilweise, je nach individueller 
Lage, auch gern aufgeben. 

Das sehr differenzierte Bild von älteren Langzeitarbeitslosen, 
das aus den Befunden dieser Studie hervorgeht, läßt Bedenken 
an jeder Globalmaßnahme aufkommen, die den individuellen 
Erwartungen und Notwendigkeiten zuwiderläuft. Daher wird 
im folgenden versucht, differenziert für die in dieser Studie 
ermittelten Gruppen von Langzeitarbeitslosen unterschiedli-
che Maßnahmen zu erarbeiten. Dabei stehen für zwei Gruppen 
Maßnahmen im Vordergrund, die den Übergang ins Renten-
system erleichtern, während für zwei Gruppen geeignete 
Maßnahmen zur Reintegration in den Arbeitsmarkt gefunden 
werden müssen. Die Empfehlungen stützen sich auch auf die 
Bewertungen und Einschätzungen der 70 befragten Arbeits-
vermittler und Arbeitsberater. 

1. Gruppe: Arbeitsmarktorientierte Arbeitslose 
Für diese Gruppe der Wiedereingliederungswilligen ist das 
Instrumentarium nach AFG zwar ausreichend, aber nicht fle-
xibel genug. Maßnahmen sollten bei diesen Altersgruppen 
frühzeitiger und intensiver eingesetzt werden, bevor sich die 
Arbeitslosigkeit verhärtet und in Langzeitarbeitslosigkeit um-
schlägt. 

Das AFG-Instrumentarium ist für die Anliegen Älterer zu 
schärfen, seine Bestimmungen sollten extensiv ausgenutzt 
werden. Lohnkostenzuschüsse und Eingliederungsbeihilfen 
sind die wesentlichen Eingliederungsinstrumente; sie sollten 
früher als bisher eingesetzt werden können und explizit auf 
mittlere und höhere Altersgruppen zugeschnitten werden. Ein 
verstärkter Einsatz für Personen ab 50 Jahren und die 
Einsatzmöglichkeit spätestens nach einem halben Jahr 
Arbeitslosigkeit sind anzuraten. 
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Daneben sollte man prüfen, inwieweit neue (präventive) 
Leistungselemente in das AFG aufgenommen werden kön-
nen. Zu denken ist dabei vor allem an die Unterstützung von 
Betrieben für den Fall, daß diese besondere Anstrengungen 
und Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung älterer Ar-
beitnehmer unternehmen, wie z.B. Zuschüsse für die 
Organisation von speziellen Arbeitszeitarrangements oder mit 
dem Blick auf die Wiedereingliederung von Frauen nach un-
terbrochener Familienphase (z.B. Umschulung, Weiter-
bildung). 

Um einerseits Mitnahmeeffekte zu kontrollieren und anderer-
seits Bereitschaften zur Einstellung Älterer zu fördern, wer-
den verstärkte Kontakte zu den Betrieben und Beratungen vor-
geschlagen. Neben gezielter PR-Arbeit, die Vorurteile ge-
genüber älteren Beschäftigten und Langzeitarbeitslosen ab-
bauen soll, sind gezielte finanzielle Anreize für Unternehmen 
und Betriebe notwendig, um drohender Langzeitarbeits-
losigkeit vorzubeugen. Hier ist insbesondere auch an die Klein-
und Mittelbetriebe zu denken. Gelingt es nicht, die noch ar-
beitsmarktorientierte Gruppe wieder in das Erwerbsleben zu 
integrieren bzw. dort von vornherein zu binden, droht die 
Gefahr, daß immer mehr integrationswillige Langzeitarbeits-
lose nicht mehr vom AFG abgefangen werden und in die 
Zuständigkeit des BSHG abrutschen. Ein anderer Teil wird 
versuchen, über EU/BU-Renten vorzeitig in das Rentensystem 
überzuwechseln. 

2. Gruppe: Übergangsorientierte Arbeitslose 
Für diese Gruppe kommen im Grunde nur Maßnahmen zur 
Aussteuerung in Frage. Hier ist gegebenenfalls eine zeitlich 
befristete Herabsetzung der Altersgrenze für die Regelung 
nach § 105c AFG anzuraten, wobei diese Regelung nur dann 
Akzeptanz finden wird, wenn die Zeiten der Arbeitslosigkeit 
auch finanziell abgesichert sind. Dies ist vor allem vor dem 
Hintergrund der aktuellen Kürzung von Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe zu bewerten. 

Die Herabsetzung der Altersgrenze für den § 105c AFG wi-
derspricht nur auf den ersten Blick der in der durch das 
Rentenreformgesetz 1992 festgelegten schrittweisen Her-
aufsetzung der Regelaltersgrenze auf 65 Jahre für Männer 
und Frauen. Denn es ist zu vermuten, daß durch den späteren 
Rentenbezug ein Potentialanstieg auf dem Arbeitsmarkt aus-
gelöst wird, der eine weiter ansteigende Arbeitslosigkeit bei 
Älteren zur Folge haben wird. Damit ist eine Ausgliederung 
von älteren Arbeitnehmern über „Ausweichmöglichkeiten“ 
vorprogrammiert, um deren Beschäftigung bis zur neuen 
Regelaltersgrenze zu vermeiden. Eine der Ausweich-
möglichkeiten wird dann eine „Phase der Arbeitslosigkeit“ 

3. Gruppe: Sozialrechtlich bedingte Arbeitslose 
Für diese Gruppe sind Maßnahmen wie „Hilfe zur Arbeit“ und 
Arbeitsverhältnisse auf dem sog. zweiten Arbeitsmarkt mit 
der Perspektive der Wiedereingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt zu präferieren, für die eine bessere Abstimmung 
der Förderungsangebote und Koordination der betroffenen 
Verantwortungsbereiche anzustreben sind. Dabei sollten Mög-
lichkeiten geschaffen werden für eine „Verzahnung“ von 
Förderketten. Wir denken dabei z.B. an die Verknüpfung von 
Qualifizierungsprogrammen, flankiert von Schuldnerberatung 
und sozialpädagogischen Betreuungsangeboten. Dabei sollte 
ein differenziertes Angebot für ältere Arbeitslose mit und oh-
ne psycho-soziale Probleme beibehalten werden. U.E. sollte 

allerdings immer im Vordergrund die Integration in den er-
sten Arbeitsmarkt stehen. 

Die Reintegrationsversuche dürfen allerdings nicht auf die 
„Eingliederungsfähigen“ in dieser Gruppe beschränkt bleiben. 
Auch die anderen langzeitarbeitslosen Männer und Frauen mit 
besonderen Qualifikationsdefiziten sollten Arbeitsangebote 
erhalten, die ihre Fähigkeiten und Qualifikationen (wieder-) 
herstellen, erhalten oder erweitern. Insbesondere Personen oh-
ne bzw. mit geringer beruflicher Ausbildung oder mit wenig 
nachgefragten Qualifikationen müssen die fachlichen Kennt-
nisse vermittelt werden, um die Schwelle der betrieblichen 
Einstellung zu überwinden. In diesem Zusammenhang sollte 
auch die Möglichkeit bestehen, zeitliche Befristungen bei 
ABM und FuU-Maßnahmen zu verlängern, um eine betrieb-
liche Integration zu erreichen. Die Stabilität der Wieder-
beschäftigung kann durch sozialpädagogische Begleitung er-
höht werden. 

Die ungünstige Arbeitsmarktsituation, betriebliche Vorbehalte 
und die steigenden Zahlen von arbeitsuchenden Sozialhilfe-
empfängern stellen allerdings neue Anforderungen an die ver-
antwortlichen Akteure. Der Abbau von Zugangshemmnissen 
auf allen Ebenen setzt sowohl Kooperationsformen von 
Arbeitsämtern mit Beratungseinrichtungen und Trägern von 
Beschäftigungsinitiativen voraus als auch die Einbeziehung 
lokaler Betriebe, wie dies z.B. durch die nicht gewinn-
orientierte Arbeitnehmerüberlassung i.S. des niederländi-
schen START-Modells erreicht wird, damit die Arbeitge-
ber ihre Vorbehalte bei der Einstellung von älteren Lang-
zeitarbeitslosen abbauen und stärker in die Lösung des 
Problems der Langzeitarbeitslosigkeit eingebunden werden 
können. 

4. Gruppe: Arbeitslose ohne klare Übergangsperspektive 
Diese Gruppe fällt offensichtlich in die Lücke zwischen den 
verschiedenen Versicherungs- und Sozialsystemen. Sie sind 
entweder noch nicht alt genug, um den Übergang in Rente vor-
zubereiten (vor allem Männer) oder sie haben noch nicht ge-
nug Anwartschaften für die Rente angesammelt (vor allem 
Frauen). Insbesondere für Frauen ergeben sich rentenrechtli-
che Probleme (z.B. Anerkennung von Ausfallzeiten). Damit 
sind also Fragen angesprochen, die die Beziehung zwischen 
Erwerbstätigkeit, Familientätigkeit und Kindererziehung tan-
gieren, die den Rahmen dieser Untersuchung sprengen wür-
den. Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht wird für diese Gruppe 
die Senkung der Altersgrenze für den § 105c AFG auf 57 
Jahren ohne Renteneinbußen, bzw. auf 55 Jahre mit 
Renteneinbußen zur Diskussion gestellt. 

Vor einer Fehlinterpretation der diskutierten Maßnahmen ge-
gen die Langzeitarbeitslosigkeit älterer Männer und Frauen 
sei an dieser Stelle allerdings gewarnt. Die Studie verfolgte 
einerseits den Zweck, vor dem Hintergrund der Biographien 
und Zukunftsperspektiven besondere Zielgruppen für die 
Arbeitsmarktpolitik zu identifizieren. Andererseits sollten die 
Analysen Hinweise auf Handlungsbedarf bei der Weiter-
entwicklung der arbeitsmarktpolitischen und rentenrechtli-
chen Instrumente geben. Ziel der typologischen Analyse kann 
es nicht sein, Maßnahmen für den konkreten Einzelfall zu emp-
fehlen oder zu legitimieren. Hinter den dargestellten Aggre-
gaten stehen immer auch Einzelschicksale; die ermittelten er-
werbsbiographischen Verläufe zeigen dies eindrucksvoll. 
Ebenso deuten die unterschiedlichen Konstellationen von 
Langzeitarbeitslosigkeit eines Haushaltsmitglieds und 
Haushaltseinkommen darauf hin, daß auch der sozialpoliti- 
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sche Handlungsbedarf unterschiedlich zu bewerten ist. Daraus 
resultieren individuelle Problemlagen, denen in der prakti-
schen Vermittlungs- und Beratungsarbeit der Bundesanstalt 
für Arbeit mit einem auf den Einzeltall zugeschnittenen Einsatz 
der AFG-Instrumente begegnet werden muß.25 

4.2 Langfristige Strategien 
Im Zuge der demographisch bedingten Alterung der Erwerbs-
bevölkerung und der Finanzierungsprobleme der Sozial-
versicherungen sind neben kurzfristigen Maßnahmen für die 
Zielgruppe der heute älteren Arbeitnehmer bzw. älteren 
Langzeitarbeitslosen auch längerfristige Strategien notwen-
dig, die einen Perspektivenwechsel erfordern hin zu einer al-
tersorientierten Beschäftigungspolitik. Gefordert ist vor allem 
die Entwicklung und Stärkung prophylaktischer Arbeits-
marktinstrumente. 

Diese zentrale Herausforderung bedarf eines breitgefächer-
ten Programms mit unterschiedlichen Maßnahmetypen, um 
die Erwerbsarbeit im Alter zu fördern und besonders für die 
zukünftige Generation attraktiv zu machen. Dazu sind 
Voraussetzungen auf unterschiedlichen Ebenen zu schaffen, 
vor allem in den Unternehmen, auf dem Arbeitsmarkt, die 
Lebensarbeitszeit betreffend und in der Rentengesetzgebung. 

Die Beschäftigungspolitik sollte darauf abzielen, einen 
Trendwechsel der unternehmerischen Personalpolitik herbei-
zuführen. Ziel muß es sein, das Zugangsrisiko älterer Arbeit-
nehmer in die Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Durch gezielte 
Maßnahmen sollte einerseits das Produktivitätspotential und 
die Attraktivität Älterer für den Betrieb erhalten und geför-
dert werden. Zum anderen sollten durch Teilzeitarbeit und 
flexible Arbeitsmodelle die alters- und krankheitsbedingten 
Leistungseinschränkungen älterer Arbeitnehmer abgefangen 
werden. 

Unter Kosten-Nutzen-Abwägungen gehen Qualifizierungs-
maßnahmen oft an alternden Arbeitnehmern vorbei. So haben 
in der von uns untersuchten Gruppe lediglich 42 Prozent der 
Befragten in den letzten fünf Jahren an einer Weiterbildung 
teilgenommen; im Durchschnitt lag die letzte Weiterbildung 
knapp 11 Jahre zurück. Lediglich bei 32 Prozent ging die 
Initiative dazu vom Betrieb aus; die übrigen Befragten haben 
die letzte Weiterbildung aus eigener Initiative absolviert. Auf 
der anderen Seite ist die Bereitschaft der Betroffenen zur 
Weiterbildung bei den Kohorten bis 50 Jahre hoch (rd. 80 
Prozent). Bei der Gruppe der über 50jährigen ist es noch die 
Hälfte der Befragten; diese Altersgruppen brauchen allerdings 
Ermutigung und Unterstützung, sich um den Erhalt und die 
Weiterentwicklung der Qualifikationen zu bemühen. 

Notwendig ist unter prophylaktischen Gesichtspunkten eine 
spezifische Qualifizierungspolitik für ältere Arbeitnehmer, die 
auch – oder besser gerade – nach Überschreiten des 
Leistungszenits eine Anpassung an neue 
Produktionsverfahren ermöglicht. Unternehmen benötigen 
Weiterbildung der Mitarbeiter, um sich durch Einführung von 
Prozeßinnovationen auf den wettbewerbsintensiven 
Märkten stellen zu können und Probleme der 
Wettbewerbsfähigkeit durch Fortschritte in der 
Produktivitätsentwicklung zu überwinden. Ältere Arbeit- 

 

nehmer müssen langfristig in diesen Prozeß einbezogen wer-
den; auch mit Anfang und Mitte 50 lohnt sich eine Human-
kapitalinvestition, wenn die besonderen Erfahrungen und 
Qualifikationen noch zehn Jahre genutzt werden können. Äl-
tere Arbeitnehmer sind also in den Prozeß des labour turnover 
einzubeziehen, der die innerbetriebliche Personalanpassung 
an trendmäßig steigende Qualifikationsanforderungen zum 
Ausdruck bringt. Damit gilt es auch der Vorstellung entge-
genzuwirken, Humankapitalinvestitionen in ältere Arbeit-
nehmer lohnen sich wegen zu kurzer verbleibender Nutzungs-
dauer nicht; dieses Vorurteil führt allenfalls zu einer self-
fulfilling prophecy. 

Aus betriebswirtschaftlichen wie auch sozialpolitischen 
Gründen sollten die Unternehmen längerfristige Strategien 
entwickeln, die eine längere Erwerbstätigkeit durch geeigne-
te Arbeitszeitorganisation und durch Umstrukturierung der 
Tätigkeitsstrukturen älterer Arbeitnehmer gewährleisten. Fle-
xible Arbeitszeitstrukturen und präventiver Arbeitsschutz kön-
nen die Belastungen am Arbeitsplatz reduzieren und tragen 
der abnehmenden Leistungsfähigkeit und den gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen älterer Arbeitnehmer Rechnung. 

Eine Änderung der altersdiskriminierenden Personal- und 
Qualifizierungspolitik könnte durch gezielte Hilfen für dieje-
nigen Unternehmen unterstützt werden, die hier neuartige mo-
dellhafte Lösungsstrategien entwickeln26. Bewährte und trans-
ferierbare Personalentwicklungsmodelle für ältere Arbeit-
nehmer könnten dann in weiteren Unternehmen Verbreitung 
finden. Für diese prophylaktische Weiterbildungsstrategie zur 
Vermeidung von Entlassungen ist auch eine Förderung der BA 
möglich. Ergänzend zum allgemeinen Prinzip individueller 
Förderung durch das AFG können Beschäftigte in Betrieben 
in „interessengebundene Bildungsmaßnahmen“ einbezogen 
werden, wenn sie von Arbeitslosigkeit bedroht sind27. Die 
Förderung der beruflichen Bildung ist darüber hinaus in 
Betrieben möglich, die aufgrund einer schwerwiegenden 
Strukturverschlechterung ihres Wirtschaftszweigs Kurz-
arbeitergeld beziehen. Diese betrieblichen Qualifizierungs-
möglichkeiten sollten gezielt für ältere Arbeitnehmer genutzt 
werden. Darüber hinaus ist eine Kooperation mit der BA ins 
Auge zu fassen, um bei dennoch eintretendem Arbeits-
platzverlust die Qualifikationsprofile auf die regionalen Be-
darfe auszurichten. Die externe Mobilität von Arbeitskräften 
erhöht die bei Bezug von Strukturkurzarbeitergeld vorgese-
hene Möglichkeit, die Qualifizierung in einem anderen Betrieb 
durchzuführen, wie dies z.B. im Rahmen von Personal-
einsatzbetrieben praktiziert wird. 

Eine ganz entscheidende Voraussetzung zur Bekämpfung der 
Ausgrenzung älterer Arbeitnehmer aus den Betrieben ist ein 
wirksameres Verschließen des Frühverrentungsventils, als dies 
derzeit der Fall ist. Die mit Wirkung vom 1.1.1993 wieder 
eingeführte Erstattungspflicht des Arbeitgebers von Lohn-
ersatzleistungen des BA für kurz vor der Rente entlassene 
Arbeitnehmer ist bisher praktisch wirkungslos geblieben 
(Jagoda 1994). In der derzeitigen Situation des Arbeitsmarktes 
ist dies durch den Befreiungstatbestand der unmittelbaren wirt-
schaftlichen Belastung auch vom Gesetzgeber so vorgesehen. 
Es bleibt abzuwarten, ob der neue Paragraph 128 AFG auf-
grund der zahlreichen weiteren Ausnahmetatbestände auch 
bei verbesserter Lage auf dem Arbeitsmarkt eine „stumpfe 
Waffe“ bleiben wird. Angesichts der mittelfristig drohenden 
Finanzierungsprobleme der sozialen Sicherung sind weitere 
Ansatzpunkte zu prüfen, die das Kalkül der Frühverrentung 
unter Nutzung der Leistungen der Sozialversicherungen un-
attraktiver machen. 
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Von herausragender Bedeutung für die längerfristige Stabilität 
der sozialen Sicherungssysteme ist u.E. eine kritische Be-
standsaufnahme der z.T. widersprüchlichen Verzahnung der 
verschiedenen Sozialsysteme und geradezu beschäftigungs-
blockierende Verwendung von Mitteln aus betrieblichen 
Sozialplänen und der Sozialversicherung insgesamt. 

Von staatlicher Seite könnte eine Verzahnung von Be-
schäftigungssystem und Rentenversicherung durch eine 
offensive Förderung von Modellen der Teilzeitarbeit in 
Kombination mit Teilrenten verbessert werden. Die Er-
fahrungen mit dem 1988 ausgelaufenen Vorruhestandsgesetz 
und dem von 1989 bis 1992 geltenden Altersteilzeitgesetz sind 
hier allerdings alles andere als ermutigend. In der Vergangen-
heit haben die Sozialpartner diese Regelungen kaum aufge-
griffen, wohl auch wegen attraktiverer Alternativlösungen. Die 
mit dem Rentenreformgesetz 1992 ermöglichte Teilrente, die 
bisher nur in sehr geringem Umfang in Anspruch genommen 
wurde, läßt eine Herabsetzung der Arbeitszeit erst zu, wenn 
die gesetzlichen Voraussetzungen für den Bezug einer 
Altersrente erfüllt sind. Der gleitende Übergang von der 
Erwerbsarbeit zur Rente müßte früher einsetzen, um eine Än-
derung der Frühverrentungspraxis herbeizuführen. Allerdings 
wirkt sich bisher eine Teilzeitbeschäftigung gegenüber der 
Arbeitslosigkeit am Ende des Erwerbslebens auf die Renten-
höhe nachteilig aus. Bei der Einführung einer Teilzeitarbeit 
für Ältere ist darauf hinzuwirken, diese rentenrechtlichen 
Benachteiligungen zu kompensieren. 

Der herkömmliche Personalabbau von älteren Arbeitnehmern 
über Abfindungen und Aufstockung der Lohnersatzleistungen 
der BA bis zum vorzeitigen Rentenbezug verursacht in letz-
ter Zeit immer höhere betriebliche Kosten und enorme 
Belastungen der sozialen Sicherungssysteme28. Hier stünden 
erhebliche Mittel zur Verfügung, die zur Kofinanzierung ak-
tiver Arbeitsförderung eingesetzt werden könnten. Klös (1994) 
schlägt vor, die bei Entlassungen gewährten Abfindungen als 
Lohnkostenzuschuß in eine neue Beschäftigung bei einem 
anderen Arbeitgeber einzubringen. In der beschäftigungspo-
litischen Wirkung käme dieses Instrument den höchst effek-
tiven Einarbeitungszuschüssen gleich. Neben der von Klös aus 
Wettbewerbsgründen vorgeschlagenen Teilkompensation des 
abfindenden Unternehmens müßte gegenüber der derzeitigen 
Situation vor allem der abgefundene Arbeitnehmer für die ak-
tive Verwendung seines Abfindungsbetrages belohnt werden. 
Bei allen Problemen, die bei einer Änderung der bisherigen 
Frühverrentungspraxis in der konkreten Umsetzung zu be-
wältigen sind, gilt es den Grundgedanken auch in die 
Diskussion der Beschäftigungsprobleme Älterer einzubrin-
gen, den Strukturwandel der Volkswirtschaft durch Um-
lenkung konsumtiv verwendeter betrieblicher und staatlicher 
Mittel in aktive Beschäftigungsförderung voranzutreiben. 
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